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2 Wx 160/13
35 VI 600/12 Amtsgericht Bonn

Erlassen  gemäß   §   38  Abs.   3   S
FamFG
durch Übergabe  an die
Geschäftsstelle
am 06.06.2013
…, JBe.
als Urkundsbeamtin der
Geschäftsstelle
des Oberlandgerichts
OBERLANDESGERICHT KÖLN
BESCHLUSS
In der Nachlasspflegschaftssache
betreffend den Nachlass der am ...
verstorbenen ...
Bonn,

2006 in Bonn mit letztem Wohnsitz in Bonn geborene ... geboren am ... 
an der beteiligt sind
1) Frau
Beschwerdegegnerin und Nichte der Erblasserin, Verfahrensbevollmächtigter: Rechtsanwalt ...
2) Frau ...
Nichte der Erblasserin,
3) Frau ...
Nichte der Erblasserin,
4) Herr ...
Neffe der Erblasserin,
5) Herr ...
Neffe der Erblasserin,
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6) Herr ...
Beschwerdeführer und Neffe der Erblasserin, Verfahrensbevollmächtigter: Rechtsanwalt  ...
7) Herr Rechtsanwalt Herbert Spoelgen, Thomas-Mann-Straße 45, 53111 Bonn,
Nachlasspfleger,
hat   der   2.   Zivilsenat   des   Oberlandesgerichts   Köln   durch   die   Richter   am Oberlandesgericht Dr. Hake, Bosbach und Lucht
beschlossen:
Die Beschwerde des Beteiligten zu 6) vom 28.01.2013 gegen den am 21.12.2012 erlassenen Beschluss des Amtsgerichts Bonn, 35 VI 600/12, wird zurückgewiesen.
Der Beteiligte zu 6) hat die Kosten des Beschwerdeverfahrens zu tragen.
Gründe:
Die am   ... verstorbene Erblasserin hatte keine Kinder. Ihr Ehemann, ihre Eltern und ihre beiden Brüder  ... und  ...  sind vorverstorben.
Die Kinder des  ... sind die Beteiligten zu 3) und 6), die Kinder des  ... sind die Beteiligten zu ), 2), 4) und 5).
Die  Erblasserin errichtete gemeinsam mit ihrem  Ehemann am ... 1989 ein privatschriftliches (Ehegatten-) Testament, in dem sich die Ehegatten gegenseitig als Erben einsetzten. Am 02.12.2005 errichtete die Erblasserin vor dem Notar Dr  ... in Bonn ein öffentliches Testament  ..., in dem sie den Beteiligten zu 6) zu ihrem alleinigen und unbeschränkten Erben berief. Bereits am  ...2005
hatte die Erblasserin dem Beteiligten zu 6) eine notarielle Generalvollmacht auch über den Tod hinaus erteilt (Ur.Nr.  ... des  Notars Dr  ...).
Zum Nachlass gehören eine Wohnung im Anwesen  ... in Bad Godesberg- ... und Konten bei verschiedenen Banken.
Unter dem 14.01.2009 hat die Beteiligte zu 1) beantragt, ihr einen gemeinschaftlichen Erbschein zu erteilen, der die Beteiligten zu 1) bis 6) als Erben ausweist (35 VI 33/09). Über diesen Antrag hat das Amtsgericht -Nachlassgericht-Bonn im Hinblick auf einen Rechtsstreit zwischen den Beteiligten zu 1) und 6) beim Landgericht Siegen (5 O  ... noch nicht entschieden. Dort ist unter anderem streitig, ob die Erblasserin zum Zeitpunkt der Errichtung des Testaments am 02.12.2005 testierfähig war oder nicht. In einem Beschluss vom 26.04.2012 hat das Landgericht Siegen angeordnet, dass ein Sachverständigengutachten zur Frage der Testierfähigkeit eingeholt werden soll.
Mit Schreiben vom 03.07.2012 machte die  ... Lebensversicherung AG gegenüber den Beteiligten Rückzahlung von nach dem Tod der Erblasserin bis März 2012 geleisteter Rentenzahlungen in Höhe von insgesamt 18.692,28 € geltend. Am 29.01.2013 überwies der Beteiligte zu 6) diesen Betrag von einem Konto der Erblasserin an die  ... Lebensversicherung AG.
Mit Schreiben vom 18.07.2012 regte der Verfahrensbevollmächtigte der Beteiligten zu 1) zum wiederholten Mal die Bestellung eines Nachlasspflegers an. Er verwies u.a. darauf, dass im Hinblick auf das Verfahren beim Landgericht Siegen noch ungeklärt sei, wer Erbe der Erblasserin sei und auch wegen des Schreibens der ... Handlungsbedarf bestehe.
Mit am 21.12.2012 erlassenen Beschluss vom 20.12.2012 hat die Rechtspflegerin des Amtsgerichts - Nachlassgerichts - Bonn Nachlasspflegschaft angeordnet und den Beteiligten zu 7) zum Nachlasspfleger bestellt. Gegen diesen dem Beteiligten zu 6) am 29.12.2012 zugestellten Beschluss wendet sich dieser mit seiner am 28.01.2013 eingegangenen Beschwerde. Er trägt vor, dass die Voraussetzungen für die Anordnung einer Nachlasspflegschaft gem. § 1960 BGB nicht vorliegen würden.
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Der Erbe der Erblasserin stehe aufgrund des notariellen Testaments vom 02.12.2005 fest. Die Testierfähigkeit der Erblasserin sei in dem Rechtsstreit beim Landgericht Siegen zwar bestritten worden. Aufgrund des Umstands, dass der Notar bei der Beurkundung des Testaments von der Testierfähigkeit der Erblasserin ausgegangen sei, werde sich die Beteiligte zu 1) mit diesem Vorbringen aber nicht durchsetzen. Ein Sicherungsbedürfnis bezüglich des Nachlasses bestehe schon deshalb nicht, weil die Erblasserin dem Beteiligten zu 6) eine über den Tod hinaus wirkende Generalvollmacht erteilt und dieser den Nachlass ordnungsgemäß verwaltet habe. Bezüglich der weiteren Einzelheiten des Vortrags des Beteiligten zu 6) wird auf den Inhalt der Schriftsätze vom 28.01.2013 und 27.02.2013 Bezug genommen.
Die Beteiligte zu 1) meint, dass die Voraussetzungen für die Anordnung einer Nachlasspflegschaft vorliegen würden. Es stehe noch nicht fest, wer Erbe der Erblasserin sei. Es bestünden erhebliche Zweifel an der Testierfähigkeit der Erblasserin. Ein Sicherungsbedürfnis bestehe. Bezüglich der weiteren Einzelheiten ihres Vorbringens wird auf den Inhalt der Schriftsätze vom 18.07.2012, 07.02.2013 und 15.04.2013 Bezug genommen.
Das Amtsgericht - Nachlassgericht - hat der Beschwerde mit am 16.05.2013 erlassenen Beschluss vom 15.05.2013 nicht abgeholfen und die Sache dem Oberlandesgericht Köln zur Entscheidung vorgelegt.
II.
Die zulässige Beschwerde des Beteiligten zu 6) hat in der Sache keinen Erfolg. Das
Amtsgericht hat die Nachlasspflegschaft zu Recht angeordnet.

Eine Nachlasspflegschaft kann als eine von mehreren möglichen Maßnahmen zur Sicherung des Nachlasses gem. § 1960 Abs. 1 und 2 BGB angeordnet werden; wenn Unklarheit über den oder die Erben besteht und zudem ein Fürsorgebedürfhis bezüglich des Nachlasses vorliegt.
Eine Unklarheit über den Erben ist gegeben, wenn der Erbe entweder unbekannt ist
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oder er zwar bekannt ist, aber die Erbschaft noch nicht angenommen hat bzw. ungewiss ist, ob die Annahme erfolgt ist. Eine solche Unklarheit über den oder die Erben liegt hier vor, da derzeit nicht feststeht, ob der Beteiligte zu 1) aufgrund des Testaments vom 02.12.2005 Alleinerbe ist oder ob die Beteiligten zu 1) bis 6) gemeinschaftliche gesetzliche Erben sind. Dies hängt davon ab, ob die Erblasserin zum Zeitpunkt der Errichtung des Testaments am 02.12.2005 testierfähig war oder nicht. Die Beteiligten zu 1) und 6) haben hier konkrete Umstände vorgetragen, die für bzw. gegen die Testierfähigkeit der Erblasserin sprechen. Das Landgericht Siegen, das in einem Rechtsstreit zwischen den Beteiligten zu 1) und 6) über die Testierfähigkeit zu entscheiden hat, hat aufgrund dieser vorgetragenen Umstände beschlossen, über die Frage der Testierfähigkeit Beweis zu erheben. Das Erbscheinsverfahren beim Amtsgericht-Nachlassgericht- Bonn ist im Hinblick auf die ausstehende Klärung der Testierfähigkeit der Erblasserin zum Zeitpunkt der Errichtung des Testaments noch nicht abgeschlossen. Es besteht daher Unklarheit über den oder die Erben.
Das Fürsorgebedürfnis besteht. Es liegt grundsätzlich vor, wenn ohne ein Eingreifen des Nachlassgerichts der Bestand des Nachlasses gefährdet wäre (Burandt/Rojahn/ Trimborn von Landenberg, Erbrecht, 2012, § 1960 Rn. 10). Von einer solchen Gefährdung des Nachlasses ist hier auszugehen.
Wie sich aus dem Schreiben vom 03.07.2012 ergibt, hat die  ... Lebensversicherung AG Rentenzahlungen an die Erblasserin über einen Zeitraum von mehr als 6 Jahren noch nach dem Tod der Erblasserin erbracht, ohne dass sie von dem Beteiligten zu 6), der den Nachlass aufgrund der ihm von der Erblasserin erteilten Vollmacht verwaltet hat und Zugriff auf die Konten der Erblasserin hatte, über den Tod der Erblasserin informiert worden wäre. Soweit der Beteiligte zu 6) ausführt, dass ihn Schreiben der  ... wohl deshalb nicht erreicht hätten, weil sie sie an eine falsche Anschrift geschickt habe, kann ihn dies nicht entlasten, weil dem Beteiligten zu 6) bei ordnungsgemäßer Verwaltung des Nachlasses regelmäßig eingehende Rentenzahlungen hätten auffallen müssen. Nachdem die Nachlasspflegschaft im Hinblick auf dieses Schreiben vom 03.07.2012 angeordnet worden ist, hat der Beteiligte zu 6) den der  ... Lebensversicherung   AG   -möglicherweise-   geschuldeten   Betrag   in   Höhe   von
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18.692,28 € am 29.01.2013 von einem Konto der Erblasserin überwiesen, nachdem er einen Tag zuvor einen Betrag von 13.510,00 € auf dieses Konto eingezahlt hatte, um die erforderliche Kontodeckung herzustellen; auf dem Konto befand sich zuvor ein Betrag von 5.260,37 €. Das bedeutet, dass der Beteiligte zu 6) die Forderung der ... Lebensversicherung AG zumindest teilweise aus Mitteln des
Nachlasses beglichen hat, ohne dass erkennbar ist, an wen die Rentenzahlungen in Höhe von insgesamt 18.692,28 € letztendlich geflossen sind. Auf dem Konto der Erblasserin, von dem die Überweisung getätigt worden ist, befand sich dieses Geld jedenfalls nicht, wie der Kontostand von nur 5.260,37 € zeigt. Eine Gefährdung des Nachlasses ist daher gegeben. Der Beteiligte zu 6), der allein Kenntnis von den Geldflüssen hat, hat hierzu im Übrigen nicht weiter vorgetragen.
Soweit der Beteiligte zu 6) ausführt, die Berechtigung der  ... Lebensversicherung AG müsse noch geprüft werden, kann ihn dies nicht entlasten. Der Beteiligte zu 6) ist derjenige, der den Nachlass bislang verwaltet habe. Es kann kein Problem sein festzustellen, ob über einen Zeitraum von mehr als 6 Jahren regelmäßige Rentenzahlungen einer Versicherung auf ein Konto der Erblasserin geflossen sind oder nicht. Sollte er aber tatsächlich ohne weitere Prüfung an die ... Lebensversicherung AG gezahlt haben, wäre eine Gefährdung des Nachlasses ebenfalls anzunehmen, wie die Rechtspflegerin in dem Nichtabhilfebeschluss zutreffend festgestellt hat, weil Zahlungen auf ungeprüfte Forderungen gegen den Nachlass dessen Bestand offensichtlich gefährden.
Ein Fürsorgebedürfnis für den Nachlass fehlt zwar in der Regel, wenn ein Erbprätendent die Erbschaft ordnungsgemäß verwaltet (MünchKomm/Leipold, BGB, 5. Auflage 2010, § 1960 Rn. 19). Aus den vorgenannten Gründen kann derzeit aber nicht von einer ordnungsgemäßen Verwaltung des Nachlasses ausgegangen werden. Daran ändert auch die dem Beteiligten zu 6) erteilte Vollmacht nichts, zumal im Hinblick auf die Zweifel bezüglich der Testierfähigkeit der Erblasserin auch Bedenken bestehen, ob sie zum Zeitpunkt der Erteilung der Vollmacht am 11.11.2005 kurz vor Errichtung des Testaments am 02.12.2005 geschäftsfähig war
Die Anordnung der Nachlasspflegschaft ist geeignet, aber auch erforderlich, um weitere Gefährdungen vom Bestand des Nachlasses abzuwenden.
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III.
Die Entscheidung über die Kosten des Beschwerdeverfahrens beruht auf § 84 FamFG.
Die Voraussetzungen für die Zulassung der Rechtsbeschwerde gegen diesen Beschluss nach § 70 Abs. 2 Satz 1 FamFG sind nicht erfüllt. Weder hat die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung, noch erfordern die Fortbildung des Rechts oder die Sicherung einer einheitlichen Rechtsprechung eine Entscheidung des Rechtsbeschwerdegerichts. Die Beurteilung des Streitfalls beruht lediglich auf einer Würdigung der konkreten Umstände dieses Einzelfalles, ohne dass sich hier Rechtsfragen stellen, die in der höchstrichterlichen Rechtsprechung noch nicht geklärt sind.
Geschäftswert des Beschwerdeverfahrens:  ... € (=1/10 des auf geschätzten Nachlasswertes), §§ 131 Abs. 4, 30 Abs. 2 KostO.
Dr. Hake

Bosbach

Lucht
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